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Geheimsitzung über Ungarn
Terror-Herrschait hält an — Gefahr für Tito und Gomulka

New York (dpa). In  einer Geheim Sitzung hat sich der Ungarn- 
Sonderausschuß der Vereinten Nationen mit der Hinrichtung 
Imre Nagys und anderer ungarischer Revolutionsführer be­
schäftigt. Der Ausschuß, dem Vertreter Australiens, Ceylons, 
Dänemarks, Tunesiens und Uruguays angehören, hat das Vor­
gehen der kommunistischen Machthaber einhellig verurteilt und 
seinem Entsetzen darüber Ausdruck verliehen, „daß noch kein 
Ende der Unterdrückung und der Tötungen abzusehen ist. Die 
Hinrichtung Imre Nagys und seiner Gefährten beweist, daß die 
Unterdrückung der ungarischen Bevölkerung nicht gemildert 
wurde und daß die Herrschaft des Terrors, die mit dem Ein­
marsch sowjetischer Truppen nach Ungarn im November 1956 
begann, anhält.“

Gleichzeitig stellte der Aus­
schuß fest, daß die Erklärung 
der ungarischen. Regierung über 
die Hinrichtungen in zahlreichen 
Einzelheiten „ungenau und ver­
schwommen“ sei. D ie  inter­
essierten Regierungen wurden 
von dem Ausschuß aufgefordert, 
a lle ihnen zugänglichen . In fo r­
mationen „über die Zustände der 
Festnahme, des Gerichtsverfah­
rens und der Hinrichtung“ zur 
Verfügung zu stellen.

Das ungarische Kommuniquö 
läßt nach Meinung des Aus­
schusses eine ganze Reihe von 
F ragen offen, zu deren Beant­
wortung die ungarischen Macht­
haber nunmehr indirekt aufge­
fordert wurden:

•  W o  hielten sich die Gefan­
genen zwischen der Festnahme 
Im re N agys und dem Gerichts­
verfahren auf?

•  In  welchem Land wurde ge­
gen sie verhandelt?
•  W o  fanden die Hinrichtun­
gen statt?

•  W ie  lautete das U rteil ge­
nau?

•  A u f Grund welcher Gesetze 
wurden sie angeklagt und ver­
urteilt —  nach den, 1956 gül­
tigen  oder jenen, die anschlie­
ßend an die Niederschlagung des 
Aufstandes erlassen wurden?

D er Sonderausschuß stellt da­
zu fest: „D ies sind Fragen, über 
die ausführlich unterrichtet zu

werden die Vereinten Nationen 
ein Recht haben.“

Früherer Oberbürgermeister 
von Budapest warnt

D er frühere Oberbürgermei­
ster von Budapest, Josef K o- 
vago, hat die Vereinten N atio ­
nen in  einer N ew -Yorker Fern ­
sehsendung aufgefordert, das 
kommunistische Ungarn aus der

W eltorganisation auszuschlie­
ßen, bevor dem polnischen Par- 
teichef Gomulka ein ähnliches 
Schicksal bereitet w erde w ie in  
jüngster Vergangenheit dem 
einstigen ungarischen R eg ie ­
rungschef Im re Nagy.

In  dem Fernsehprogramm, das 
den T ite l „Ungarn —  Rückkehr 
des Terrors“ trug, führte der 
ehemalige Oberbürgermeister 
der ungarischen Hauptstadt im  
einzelnen aus, wenn die W e lt­
organisation nicht unverzüglich 
handele, seien Gomulka und der 
jugoslawische Staatspräsident 
T ito  schwer bedroht. In  den 
Geschehnissen in Ungarn müsse 
man eine „Schockbehandlung“  
fü r  den sogenannten „Revis io­
nismus“ erblicken. Sollten die 
Vereinten Nationen nicht ener­
gisch reagieren, so- w erde dies 
Gomulka entmutigen und sicher­
lich zu seinem Sturz führen.,

C h in a s  W ä h r u n g  g ilt  n ic h ts  m e h r
Kurs rapide gesunken — W ie 1957 in der Zone

Hongkong (Eigenbericht). Au f 
dem schwarzen Devisenmarkt 
der britischen Kronkolonie 
Hongkong spielen sich zur Zeit 
Vorgänge ab, die an die E re ig ­
nisse vor der zweiten „W äh­
rungsreform“ in der Ostzone im 
Oktober 1957 erinnern.

Nach vorliegenden Berichten 
ist der fre ie  Wechselkurs für 
den Yuan —  die offizielle W äh­
rung Rotcbinas —  radikal ge­
fallen. Für 100 Yuan zahlen die 
H ändler nur noch 102 H ong­
kong-Dollars, während der o f­
fizielle Tauschwert bei 234 
Hongkong-Dollars liegt. Nach, 
Ansicht von Experten ist dieser 
Kurssturz, dessen Anfänge in 
den M ärz dieses Jahres zurück­
reichen, durch den verstärkten 
Zufluß rotchinesischer Bank­
noten ausgelöst worden.

In  Pek ing  w ird  die Inflation 
des Yuan auf dem freien De­

visenmarkt damit erklärt, daß 
„subversive Elemente“  aus dem 
nationalchinesischen Formosa 
große Mengen gefälschter Yuans 
auf den M arkt gew orfen hätten,;

Daß in  W irklichkeit jedoch 
offenbar andere H intergründe 
bestehen, geht aus der Tatsache 
hervor, daß Rotchina in  H ong­
kong in  größerem Stile harte 
W ährungen aufkaufen läßt. Ge­
wöhnlich gutinform ierte Kre ise 
weisen darauf hin, daß Pek ing 
auf Grund innerer w irtschaft­
licher Schwierigkeiten mit dem 
Gedanken einer W ährungsreform  
spielt, um die überschüssige 
Kau fkra ft gewisser rotchine­
sischer Bevölkerungskreise ab­
zuschöpfen. Das w äre dann eine 
Para lle le zu dem Vorgehen der 
U lbricht-Regierung Ende 1957, 
d ie gleichfalls zur Geldabschöp­
fung gezwungen, w ar, um die 
Schwierigkeiten zu verdecken^
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Recht, Freiheit 
Sicherheit

K . W . B. D ie  W e lt stöhnt auf. 
Der Schock, den ihr die Moskau- 
Budapester B lutjustiz versetzt 
hat, w irk t nachhaltig. Eine Ge­
fühlswelle brandet gegen die 
Urheber des Mordes an den un­
garischen Freiheitshelden. Und 
mancherorts bekommen die V er­
treter der Sowjetunion hand­
greiflich  zu spüren, welche 
Stimmungen die Taten von Bu­
dapest ausgelöst haben. E rre­
gung und Trauer paaren sieh 
überall dort, w o das Denken 
erlaubt und die Freiheit der 
Selbstbestimmung natürlich ist.

A ber in  der Reaktion der 
westlichen W e lt auf das blutige 
Ereign is zeigen sich bemerkens­
w erte Verschiedenheiten. D ie je ­
nigen insbesondere, die die 
Schritte N ik ita  Chrustschows in 
den letzten Jahren m it einem 
selbstmörderischen Illusion is­
mus begleitet haben, sehen sich 
je tz t b itter geschlagen. Haben 
sie bis gestern noch das W oh l­
w ollen  und das volle Vertrauen 
in  jede sowjetische Geste ge­
setzt, möchten sie heute am 
liebsten nach dem Prü gel rufen. 
Sie haben es schwer, sich m it 
etwas abzufinden, was natürlich 
ganz und gar nicht in die Vor­
stellung von einem verwandel­
ten und sich demokratisieren­
den Kommunismus paßt.

W er würde nicht auf die grau­
same Quittung, die der Krem l 
je tz t m it seiner dunklen Ge­
heimorgie vorgelegt hat, v e r ­
zichten wollen? W ir  haben dies 
um so w en iger in der Hand, 
wenn w ir  geneigt sind, auf die 
Wandlungen des sowjetischen 
Regimes w ie auf selbstverständ­
liche demokratische Entwick­
lungsvorgänge zu Vertrauen. 
Man mag sich jetzt darüber Ge­
danken machen, warum heute 
der Zeitpunkt gekommen schien, 
die sowjetische Unterdrückung 
der Freiheit durch so alarm ie­
rende Grausamkeiten zu bestä­
tigen. Vielleicht sehen uns die 
Sow jets abgelenkt und hinge­
lenkt auf andere heiße Vor­
gänge in unserem Lebensraum: 
auf die Gärung im Libanon, auf 
die Explosion in  Zypern, auf 
das Experiment de Gaulle in 
Frankreich.

Sicher aber schien es ihnen 
an der Zeit, gegen das Verlan­
gen nach der E igenständigkeit 
im  kommunistischen Machtbe­
reich, gegen T ito  und Gomulka, 
das ihnen eigene blu tige W ar­
nungszeichen zu setzen. Sie ha­
ben dabei die Rücksicht auf 
Abmachungen und Versprechen, 
auf Zusicherungen und Verträge 
m it hohnvoll kalter Hand bei­
seite geschoben.

*
M it der ständigen Bereit­

schaft der Sowjets zum Rechts- 
toruch muß man rechnen. Das 
ist ein Element, das die P o litik  
hei allen Versuchen, m it der So­
wjetunion ins reine zu kommen, 
als einen freilich  sehr unbeque­
men, aber sehr entscheidenden 
Fak tor beachten muß. D ie  ge­
naue Beachtung dieser Voraus­
setzung kann aber nicht ge­
nügen; denn Abmachungen, die 
man in  der vollen Gewißheit 
trifft, der Partner w erde sie bei 
der nächsten Gelegenheit m iß­
achten, lohnte'n nicht die Be­
mühungen um sie. H ier  schält 
sich der Unterschied zwischen 
den Illusionisten und den R e ­
alisten der Verhandlungspolitik 
heraus. H ier werden auch die 
so verschiedenen W irkungen der 
Terror-Ereignisse in der w est­
lichen und neutralen W e lt  ver­
ständlich. M it der Sowjetunion 
kann man nicht eine P o litik  der 
Gefühle treiben, die ihnen in 
Zeiten ihres Lächelns das eigene 
H erz zu Füßen und in  den Stun­
den ihrer grausamen Liqu ida­
tionsfreude das Gew itter v o n . 
Sanktionen und Strafexpeditio- 
nen schicken möchte.

Nun muß man einsehen, daß 
es zwischen dem Wunsch, eine 
Millionenstadt, w ie  Berlin, 
durch Aushungern auf die Kn ie 
zu zwingen —  der. in  diesen T a ­
gen durch die Erinnerung an 
den Beginn der sowjetischen 
Blockade w ieder zur Besinnung 
zw ingt — , und dem Blutakt g e ­
gen die Aufstandsführer von 
Budapest wohl zehn Jahre der 
Schwankungen und Wandlungen 
gibt. Aber man muß zugleich 
sehen, daß der Sowjetismus in 
diesen Jahren jedes M ittel, ins­
besondere jedes, das das Recht 
vergewaltigte, genutzt hat, um 
Macht zu behalten und Macht 
zu erweitern.

*
D ie Bemühungen, m it Moskau 

in ein Gespräch um die A b ­
rüstung einzutreten, können

eben nicht einfach als eine m ili­
tär-technische Unterhaltung m it 
einem möglichen Sicherheitsab­
kommen als Teilergebnis ange­
sehen werden. Sie sind als der 
große politische Versuch zu 
werten, die Sowjets aus der 
Isolierung des Rechtsbruehs 
und der Freiheitsvergewaltigung 
herauszuführen. W er w illig  war, 
ihnen zu glauben, wenn sie nur 
lächelten, w ird  jetzt erkennen 
müssen, daß man jeder ihrer 
Gesten und Vorsteiluftgen erst 
einmal m it Mißtrauen begegnen 
muß. D ie Methode, sich ihnen 
im  Gespräch zu nähern, w ird  
mehr noch als bisher die sein 
müssen: Daß man sie hinweist 
auf das, was von ihren Verein­
barungen und Abmachungen 
bisher zu haiten war.

W ir  waren ja  ohnmächtig ge­
gen die immer wiederholten 
Rechtsbrüche aus Moskau, w eil 
w ir  ohne die Macht und ohne 
die Stärke verhandelten, die 
sich gegen etwaige neue Rechts­
brüche notwendig hätten auf­
lehnen können. W enn in  der 
Stimmung, die das späte Buda- 
pester Ereign is hochgepeitscht 
hat, außer nach Steinwürfen 
auch nach dem Stop oder gar 
dem Ende von Verhandlungen 
gerufen würde, m ag man das 
als eine W allung der Stunde 
auffassen. P o litik  aber ist es 
nicht; denn die Isolierung des 
sowjetischen Reiches, die das 
Ende jeder Gesprächsmöglich- 
keit bewirkt, müßte die Unter­
drückung unserer eigenen 
Landsleute ins Unerträgliche 
verlängern. Vielmehr ist es not­
wendig, die Gewalttaten von 
heute zusammen m it dem Dauer­
zustand der Unfreiheit auf einen 
Verhandlungstisch zu legen, der 
nur dem Frieden zwischen den 
Völkern und der allmählichen 
Befreiung der Geknechteten ge­
widm et sein kann. D ie Position 
des Krem ls ist fü r eine W e lt­
politik, die diese harten sow je­
tischen Voraussetzungen im 
Auge hat, schlechter geworden. 
Der Westen ist gut beraten, 
wenn er die Erschütterung, die 
ihm Moskau jetzt bereitet hat, 
in seine Verhandlungskonzep­
tionen als ständiges Bewußtsein 
einmauert: Wenn er bei all sei­
nen Begegnungen und Gesprä­
chen nun klar und unmißver­
ständlich weiß, daß er den Men­
schen, um die er m it Moskau 
verhandelt, das bringen muß, 
was ihnen Moskau nehmen w i l l : 
Recht, Freiheit und Sicherheit.



Westen läßt sich nicht provozieren
Adenauer: Budapester Urteil darf Gipfelkonferenz nickt torpedieren

Bonn (ap). Bundeskanzler Ade­
nauer ist der Auffassung, daß 
die Hinrichtungen in  Ungarn 
nicht als ein Versuch der So­
wjetunion ausgelegt werden 
könnten, die Ost-West-Gipfel- 
konferenz zu vereiteln. Der 
Kanzler sagte vor Vertretern 
der Auslandspresse in  Bonn, 
wenn die Sowjets die Abrü- 
stungs- und Entspannungskon­
ferenz unmöglich machen w o ll­
ten, dann würden sie versuchen, 
dies auf eine W eise zu erreichen, 
die die Öffentlichkeit der fre ien  
W elt zu der Auffassung gelan­
gen ließe, daß die Sowjetunion 
nicht am Scheitern der Kon fe­
renz schuld sei.

Adenauer bezweifelte daher 
eine Absicht der Sowjetunion, 
die Gipfelkonferenz zu blockie­
ren, und meinte, die Stimmen 
aus P ra g  und Belgrad könnten 
zutreffend sein, welche die H in ­
richtungen in Ungarn als eine 
vernichtende Verurteilung des 
Revisionismus im kommunisti­
schen Machtbereich darstellten.' 
Dies würde beweisen, so fü gte 
Adenauer hinzu, daß die A u f­
fassung, der Kommunismus 
brauche nicht unbedingt unter 
der Führung Moskaus zu ste­
hen, in den Ostblock-Ländern 
immer w eiter um sich greife. 
Man habe durch die Hinrichtun­
gen deshalb zeigen wollen, daß 
dieser Revisionismus unter kei­
nen Umständen zugelassen 
werde.

Der Kanzler betonte, das Ge-

Um Schörners Brills
München (dpa). Roderich 

Böttner, der durch eine Ohrfeige 
bekannt wurde, die er dem 
früheren Generalfeldmarschall 
Ferdinand Schörner gab, stand 
jetzt als Beklagter vor einem 
Münchener Zivilgericht. Schör­
ner forderte von Böttner 143 
Mark als Ersatz der Kosten für 
eine neue B rille  und den Arzt. 
Der Vorsitzende hielt 10O Mark 
als Schadensersatz für angemes­
sen. Roderich Böttner w eigerte 
sich, mehr als 74 Mark zu be­
zahlen. Daraufhin erging über 
74 Mark ein Teilanerkennungs­
urteil gegen ihn. Der Prozeß 
w ird  wegen der restlichen 
69 Mark fortgeführt.

füh.1 der Empörung über die 
Ereignisse in  Ungarn müsse be­
achtet werden, und es sei auch 
zu bedenken, daß Zusicherungen 
von seiten der Sowjetunion in 
Verhandlungen mit großer V or­
sicht geprüft werden müßten. 
Das mögliche müsse aber ver­
sucht werden, um zu einer A b ­
rüstungskonferenz zu kommen, 
wenn sie eine gewisse Aussicht 
auf E r fo lg  biete. Dieses P ro ­
blem sei zu wichtig, als daß 
man es einfach beiseite schieben 
könne.

A u f die F rage einer W ieder­
belebung der deutsch-jugosla­
wischen Beziehungen im  Falle  
einer Verschärfung der Gegen­
sätze im  Ostblock und eines 
eventuellen „Einschlafens" der 
Beziehungen zwischen Belgrad 
und Pankow angesprochen, 
meinte der Kanzler, er halte 
dies in diesem Falle nicht fü r 
ausgeschlossen. D ie Herstellung

London (ap/dpa). Prem ierm i­
nister Maemillan hat im  Unter­
haus einen Siebenjahresplan für 
die Zukunft der Mittelmeerinsel 
Zypern bekanntgegeben, der die 
Teilnahme der Regierungen 
Griechenlands und der Türkei 
an der Verwaltung vorsieht. Da­
nach sollen beide Regierungen 
Vertreter ihres Landes ernen­
nen, die gemeinsam m it dem 
britischen Gouverneur auf Zy­
pern die Verwaltung der Insel 
führen sollen. Der P lan  sieht 
ferner die Bildung zweier A b ­
geordnetenhäuser vor, deren 
eines die 400 000 griechischen 
und deren anderes die 100 000 
türkischen Zyprioten vertreten 
soll. ¿Fragen der Verteidigung, 
der Außenpolitik und der inne­
ren Sicherheit sollen weiterhin 
durch den britischen Gouverneur 
wahrgenommen werden, jedoch 
nach Konsultation der von den 
Regierungen Griechenlands und 
der Türkei ernannten Repräsen­
tanten.

In  ihrer ersten Stellungnahme 
hatte die griechische Regierung

von Beziehungen zu Polen, Ru­
mänien und Bulgarien sei eine 
Aufgabe, die nur schrittweise 
gelöst werden könne. D iese A u f­
gabe w erde in  nicht a llzu  ferner 
Zeit „vor uns stehen“ , und man 
müsse an sie herantreten. D er 
Kanzler gab dabei zu verstehen, 
daß dies nicht so fort volle d i­
plomatische Beziehungen sein 
müßten.

Auch der stellvertretende SPD- 
Vorsitzende Herbert W ehner 
warnte vor einer Überbewertung 
der ungarischen Ereignisse hin­
sichtlich ihrer W irkung auf die 
internationale Po litik . Kein  noch 
so blutiges Ereignis, erklärte 
W ehner im  „Parlamentarisch- 
Politischen Pressedienst“ , dürfe 
die Deutschen von der Pflicht 
entbinden, unablässig nach An­
satzpunkten -für Verhandlungen 
Zu suchen, welche die' W ieder- 

-vereinigung näherbringen.

am Montag verlangt, daß die 
geplante Ernennung griechischer 
und türkischer Vertreter für 
den Zypern-Rat aus dem Plan  
gestrichen wird. Griechenland 
w ill alles vermeiden, was auf 
eine Teilung der Insel hinaus­
laufen könnte. D ie türkische 
Regierung hatte in einer K ote 
an Großbritannien erneut ver­
langt, daß Zypern geteilt w ird. 
Diesem Verlangen hat sich das 
türkische Parlament einstimmig 
angeschlossen. *

Empfehlung der N A TO

Der Ständige R at der nord­
atlantischen Verteid igungsge­
meinschaft hat Großbritannien, 
Griechenland und die Türkei 
ersucht, einen neuen entschlos­
senen Versuch zur Beilegung 
des Zypernstreits zu unterneh­
men.

L o n d o n  v e r ö f f e n t lic h t  Z y p e r n - P l a n
7 Jahre gemeinsame Verwaltung mit Griechen und Türken



K o m m u n i s t e n  i m   A l g e r i e n k r i e g
Die undurchsichtige Rolle der Exil-Genossen

'Anfang dieses Monats trat der 1. Sekretär der PCA  
7Kommunistische PaHei Algeriens), Larbi Bouhali, in 
seinem albanischen E x il vor das Mikrophon von Radio 
Tira/na und versuchte in einer langen Rede den Beweis 
anzutreten, daß die PCA eine große Rolle bei den 
Kämpfen in Algerien spiele, über diese angeblich 
führende Rolle der Kommunisten in der algerischen 
Aufstandsbewegung wird uns von besonderer Seite fo l­
gendes m it geteilt:

P . E . Tirana (Eigenbericht)
Fas t a lle prominenten a lge­

rischen Kommunisten befinden 
sich in  verschiedenen Ostblock­
staaten im  Exil. Bis 1956 war 
die K P  A lgeriens eine F ilia le  
der K P  Frankreichs und hatte 
deren W eisungen getreu aus­
zuführen. A n fang des Jahres 
1956 stimmte die K P  Frank­
reichs in  der Pariser National­
versammlung noch fü r die F o rt­
setzung des A lgerienkrieges, 
tr it t  heute aber als große V er­
teid igerin  der „Rechte der a l­
gerischen Bevölkerung“  auf. 
Damals waren die französischen 
Kommunisten der Auffassung, 
daß eine Befreiung Algeriens 
nur m it einer Volksfrontregie­
rung möglich sei. So lange hät­
ten sich die algerischen G’enos- 
sen zu gedulden, und so wurde 
ihnen verboten, sich in den R e i­
hen der F L N  (A lgerische N atio ­
nale Befreiungsfront) ^u betä­
tigen, da diese nationalistische 
Z iele verfolge. D ie Reaktion 
darauf war, daß die A lgerier 
aus Protest die P C A  verließen, 
so daß diese heute nur noch in 
den Köpfen der Kommunisten 
besteht.

Im  M ai 1956 erhielt Frank­
reichs K P -C hef Maurice Thorez 
aus Moskau die Anweisung, ab 
sofort den Kam pf der F L N  pro­
pagandistisch zu unterstützen. 
Zwischen Vertretern der F L N  
und der PC A  fanden Verhand­
lungen statt, die aber an der 
starren Haltung der Kommu­
nisten scheiterten. D ie F L N  
hatte nämlich zur Bedingung 
gemacht, daß Kommunisten nur 
dann in  den Generalstab auf­
genommen werden könnten, 
wenn fü r die Dauer des B efre i­
ungskampfes die PC A  aufgelöst 
würde, da sich alle Parteien 
auflösen mußten, bevor sie der 
F L N  beitreten konnten. Das 
lehnten die algerischen Kommu­

nisten ab. D ie französische kom­
munistische Gewerkschaft CGT 

 ̂hat sich in  A lgerien  ebenfalls 
nicht durchsetzen können.

W as treiben aber die a lge­
rischen Kommunisten in den 
Ostblockstaaten? Gegenwärtig 
hält sieh beim  Ostberliner 
„Staatlichen Rundfunkkomitee“ 
eine Delegation algerischer 
Kommunisten auf, die dort die 
politische und propagandistische 
Arbeit studieren. Razid Abdel- 
kader, ein Urenkel des Em irs 
Abdelkader, der im vorigen 
Jahrhundert das Haupt des a l­
gerischen Widerstandes war, 
residierte bis vor einigen W o ­
chen in  einem Appartement des 
Ostberliner Hotels „Johannis­
h o f“ und belieferte die Presse

Washington (ap). D ie V er­
einigten Staaten haben die So­
wjetunion auf ge f ordert, so­
fo rtige  Schritte zur Freilassung 
der in der Sowjetzone fest­
gehaltenen amerikanischen 
Hubschrauberbesatzung zu un­
ternehmen. Sie beriefen sich 
auf das Viermächteabkommen, 
das es den Besatzungsmächten 
•zur Pflicht macht, alle A n ­
gelegenheiten zu regeln, in 
die alliiertes Militärpersonal 
in  einer der v ier Besatzungs­
zonen verwickelt ist. D ie F o r­
derung wurde dem sow jeti­
schen Botschaftsrat in  W a ­
shington, Striganow, durch den 
stellvertretenden Unterstaats­
sekretär im US - Außenmini­
sterium, Murphy, übermittelt.

Zuvor hatte ein Sprecher der 
sowjetischen Botschaft in Ost­
berlin ein Ersuchen des Ober­
kommandierenden der amerika­
nischen Streitkräfte in Deutsch­
land, General Hodes, an den

der Zone m it Algerien-Berich­
ten. Journalisten gegenüber gab 
er sich aus Tarnungsgründen 
als Vertreter der F L N  aus, der 
er jedoch nicht angehört, da er 
M itg lied  der K P F  ist.

D ie albanische Hauptstadt T i­
rana ist je tz t das Standquartier 
des PCA-Sekretärs Bouhali, der 
A lbanien als Brückenkopf zu 
A lgerien  ansieht. Moskau hat 
sich der F L N  gegenüber kühl 
verhalten, w eil diese die sow je­
tischen W affenlieferungen ah- 
lehnte, die m it unannehmbaren 
politischen Bedingungen ver­
knüpft gewesen wären. Um so 
mehr werden je tz t die Kommu­
nisten versuchen, durch die M it­
arbeiter des P rager „Seminars 
zum Studium der Problem e des 
Kolonialismus“ in  Nordafrika 
Fuß zu fassen.

Athen unterstützt Belgrad
Athen (dpa). Der griechische 

Außenminister Averoff erklärte 
in Athen, Griechenland stehe 
auch' in der jetzigen  neuen 
Phase der jugoslawischenAußen- 
politik als Freund an der Seite 
seines Nachbarlandes. D er M i­
nister betonte gleichzeitig, der 
Balkanpakt sei nach w ie  vor in  
K ra ft.

sowjetischen Oberkommandie­
renden in der Sowjetzone, 
Arm eegeneral Sacharow, um 
Intervention bei der Pankower 
Regierung mit der Erklärung 
abgelehnt, die Sow jets seien 
hierfür nicht zuständig.

Belgischer Pilot freigelassen
Berlin (dpa). Der belgische 

Leutnant Martin Eduard Pau­
lus, der am 29. Mai m it einem 
belgischen Aufklärungsflugzeug 
auf einem F lugplatz der So­
wjetzone an der Ostseeküste 
zur Landung gezwungen w or­
den war, ist freigelassen w or­
den. Nach einer M eldung der 
Sowjetzonenagentur adn ist 
Paulus vom  Ostberliner F lu g ­
platz Schönefeld aus nach 
Brüssel geflogen. Das belgische 
M ilitärflugzeug soll b is zum 
30. Juni nach Belgien zurück­
transportiert werden.

U S A  b e s te h e n  a u f  d e m  A b k o m m e n
Sowjets sollen Hubschrauberbesatzung ireilassen



Mit Bockwurst und Schießabzeichen
Aufzeichnungen über Ereignisse und Stimmungen in MitteldeutschlandB. Berlin (Eigenbericht). Ge­

genw ärtig  finden überall in  der 
Söwjetzone sogenannte Presse­
feste statt. Sie haben einen dop­
pelten Charakter —  auf den er­
sten B lick scheint es sich nur 
um Volksbelustigungen aller 
A rt  zu handeln, bunte Veran­
staltungen, Tanz, Sporttreffen. 
Bei näherem Hinsehen stellt 
man fest, was m it diesen „F e ­
sten“ verbunden is t: W erbung 
fü r die Zeitung, politische R e ­
den, v ie lfä ltige  propagandisti­
sche Beeinflussung. D ie Feste 
sind ein G lied in der großen 
Kette, m it der die SED ver­
sucht, die Bevölkerung der Zone 
an sich zu fesseln. ,

D RESD EN
„Es g ib t Genossen m it recht 

zweifelhafter M oral“ , stellt die 
„Sächsische Zeitung“  fest. „S ie 
erkennen zwar theoretisch an, 
daß die sozialistische Presse die 
schärfste W affe der Parte i ist, 
sind aber in der P rax is  nicht 
bereit, das Zentraiorgan der 
Parte i zu abonnieren.“  Und w ei­
ter: D ie  Pressewerbewoehe g ibt 
jedem  Genossen Gelegenheit, 
„sein Verhältnis zur Parteipresse 
zu überprüfen“ . D ie  bei der 
W erbung besuchten Bürger sol­
len persönlich zum diesjährigen 
Pressefest „eingeladen“ werden. 
D ie Kreisleitungen sollen sich 
um solche Grundorganisationen 
kümmern, die —  w ie der VEB 
Tuchfabriken in Kamenz —  bis 
Ende Mai noch keinen Abonnen­
ten fü r das Zentralorgan ge­
worben haben.

Aber es kommt noch schlim­
m er: Keinen Abonnenten ge­
worben .zu haben, is t eine nur 
sehr leichte Sünde gegenüber 
der schweren Verfehlung, als 
SED-M itglied nicht das „Neue 
Deutschland“ zu lesen. Im  VEB 
Preßwerkzeugbau Großdubrau 
war lediglich ein einziger Ge­
nosse Abonnent des „Neuen 
Deutschland“. „Vorgestern ging 
nün der Genosse W erk leiter m it 
gutem Beispiel voran und abon­
niert® das ,N D “ ‘ , meldet die 
„Sächsische Zeitung“. „A u f die 
F rage : W as kann die Parte ile i­
tung über die Pressewerbung im 
Betrieb sagen, antwortete der

stellvertretende Parteisekretär 
schlicht und einfach .nichts",“

MAGDEBURG
Grund zum Feiern ? Auch in 

diesem Bezirk werden ähnliche 
K lagen  laut. D ie  „Volksstimme“ 
aber schreibt: „N ie  werden die 
Apostel der .freien W e lt ' das 
Geheimnis dieser Massenver­
bundenheit der sozialistischen 
Presse ergründen. ,  D ie sozia­
listische Presse vertr itt die edel­
ste Sache der Menschheit, den 
Sozialismus . . ,  Das ist das 
.Geheimnis" des tiefen Vertrau­
ens, das die sozialistische Presse 
unter den einfachen und fr ied ­
liebenden Menschen genießt. —  
W ir  haben allen Grund, zu fe i­
ern und fröh lich zu sein.“

Pressefest in  M agdeburg: E in 
Orchester der Nationalen Volks­
armee w ird  von Zuhörern dicht 
umlagert. Es spielt sehr fle i­
ß ig, das Orchester, und vie le 
gehen schon vom Zentralen 
P la tz  aus beschwingt gleich hin­
über in  den Kulturpark. Ih r  
M ittagessen ist heute ein Schlag 
Erbsen von der Gulaschkanone 
oder eine Bockwurst vom  näch­
sten Kiosk. Veranstaltungen m it 
vielen Künstlern finden statt. 
D ie Gesellschaft fü r Sport und

Berlin  (ap). D er Bundesmini­
ster fü r gesamtdeutsche Fragen, 
Ernst Lemmer, erklärte in  einer 
Rundfunkansprache, er sei über 
die zunehmende Flucht m ittel­
deutscher In telligenz nach dem 
W esten bestürzt. Angesichts 
dieser Massenabwand'erung sei 
es eine Ironie, daß Grotewohl 
kürzlich über den Rundfunk den 
Versuch unternommen habe, 
W issenschaftler des Bundesge­
bietes z u r . Abwanderung in die 
Sowjetzone zu bewegen.

„Ich  wünschte, die Verhält­
nisse in  Mitteldeutschland w ä­
ren so, daß Wissenschaftlern 
zugemutet werden könnte, nach 
dort zu gehen", sagte Lemmer. 
In  der Bundesrepublik und in 
W estberlin w erde niemand dar­
an gehindert, in die Sowjetzone 
zu gehen.' Andererseits enthalte 
sich die Bundesregierung jed er

Technik veranstaltet ein öffent­
liches L u ft-  und K leinkaliber- 
gewehrschießen* Jeder Presse­
festgast kann, sich daran betei­
ligen  und das Schießübungsab­
zeichen erwerben. D ie  fü n f be­
sten Schützen erhalten als Aus­
zeichnung einen F re iflu g  in 
einem Segelflugzeug,

HALLE
Junge P ion iere als „P a r ti­

sanen“., W ährend in  der Stadt 
gefeiert, gesungen, getanzt, fü r 
den Sozialismus und die Zeitung 
geworben w ird , ziehen draußen 
im  W ald  Junge P ion iere  auf 
Wacht. „P ion iereinheit hat 
Kam pfau ftrag zu erfü llen“* . 
heißt es im  Appell, Es ist eine 
Partisaneneinheit m it aus H olz 
gefertigten  Gewehren und M a­
schinenpistolen. M itten in  der 
Nacht A larm  —  die P ion iers 
erhalten den Auftrag, den Nach­
schub des Feindes zu stören. —> 
M it dieser Übung erwerben sich 
die Jungen P ion iere die Fahr­
karte zum I I I .  Pioniertreffen. 
—  Der Kompaniestab beschließt, 
in  der nächsten Nacht die W a ­
che um einen dritten Mann zu 
verstärken. D er nächste T a g  
der Übung vergeht m it H olz 
und W asser holen, m it Schießen 
und Patrouillengängen s ,  g

Abwerbung aus der Zone. „W ir  
sind nicht daran interessiert,“

Ärzte fühlen sieh 
deklassiert

D ie Behandlung als Bürger 
zweiter K lasse durch die Funk­
tionäre der SED habe zur ver­
stärkten Ärzteflucht aus der So­
wjetzone wesentlich beigetragen, 
erklärte der D irektor der Chir­
urgischen K lin ik  der Ostber­
lin er Universität, P ro f. W illi 
F e lix , auf einem Treffen  von 
Wissenschaftlern m it demZonen- 
ministerpräsidehten Otto Grote­
wohl. Nach einem Bericht des 
Organs des Kulturbundes der 
Sowjetzone sagte P ro f. F e lix , 
die Ärzte seien in ihrer A rbeit 
behindert, w eil sie ständig zur 
Annahme eines Bekenntnisses 
gedrängt würdeh, das sie nicht 
teilten.

L e m m e r  b e d a u e r t  I n t e llig e n z f ii ic h t
»Ich wünschte, die Verhältnisse in der Zone wären anders46

Seit« 5 ____  WOCHEN -AUSGABE



Die Señora setzte es durch
Des* Kampf um die Rückgabe deutscher Betriebe in Argentinien

O. Buenos Aires (Eigenber.) 
Der erste Sturm in  Argentiniens 
jungem  Parlament, das eben, 
nach langer totalitärer Läh ­
mung w ieder zaghafte Gehver­
suche macht, wurde von Deutsch­
land ausgelöst. Es g ing um die 
SO deutschen Großbetriebe, die 
bei Kriegsende von Argentinien 
entschädigungslos enteignet 
wurden und die je tz t ihren 
Eigentümern zurückgegeben w er­
den sollen. Der komplizierte 
Rückerstattungsprozeß beginnt 
m it der öffentlichen Versteige­
rung der bisher vom Staat g e ­
führten Unternehmen. A ls die 
neue Regierung Frondizi den 
Beginn der Versteigerungen auf 
den 23. Juni -festsetzte, erhob 
sich in  Parlament und Öffent­
lichkeit , eine W e lle  von P ro te­
sten. „Verschleuderung des na­
tionalen Reichtums“ war der ge­
ringste Vorwurf, der der R e­
gierung gemacht wurde.

Die fettesten Brocken ♦ ..
D ie  Bundesregierung hat sich 

vernünftigerweise aus diesem 
innerargentinischen Streit vo ll­
kommen herausgehalten, obwohl 
es dabei nicht nur um M illionen­
werte, sondern um die K ern ­
frage der deutsch-argentinischen 
Beziehungen geht. A ls Perón  am 
27. M ärz 1945 die K riegserk lä­
rung an Deutschland unter­
schrieben hatte, beeilte er sich, 
sofort das gesamte „Feindver­
m ögen“  in  Argentinien zu be­
schlagnahmen. Der fetteste 
Brocken dabei waren die 30 
deutschen Großbetriebe der che­
mischen Industrie (w ie Bayer, 
Schering, Merck und Behring), 
der elektrischen (w ie Osram, 
Bosch, AEG  und Siemens), der 
metallverarbeitenden und der 
Bauindustrie. Sie -wurden in den 
Besitz des Staates übergeführt, 
der sie unter R eg ie eines eigens 
dafür geschaffenen Organismus 
stellte. Dessen Bezeichnung „D i­
rección Nacional de Industrias 
del Estado“ (Bundes dir ektion 
fü r Staats-Industrien) wurde 
unter ihrer Abkürzung D iN IE  
zum vielgebrauchten politischen 
Schlagwort.

A lle  waren für D iN IE
D ie verstaatlichten deutschen 

Betriebe florierten zunächst w ei­
ter,, Ih re  beträchtlichen Gewinne

wurden als überzeugendes A r­
gument fü r die m it Perón in 
Schwung gekommene Sozialisie­
rung verwendet. Auch der je t ­
z ige Präsident Dr. Frondizi, da­
mals erbitterter Gegner der D ik­
tatur, war im  F a ll D iN IE  vö llig  
einer Meinung m it Perón. D er 
Führer der antiperónistischen 
Opposition wurde zum glühen­
den Verteid iger des argentini­
schen Staatssozialismus, dessen 
Kernstück die einstmals deut­
schen D iN IE-Betriebe darstell­
ten. Einen großen T e il seiner 
Wahlpropaganda, durch die er 
Staatspräsident wurde, bestritt 
er m it diesem Thema, das bei 
den nationalistischen Massen 
von links und rechts stets An­
klang findet. E r durfte sich 
nicht wundern, daß ihm von sei­
nen W ählern je tz t vorgehalten 
w ird , was er vor der W ahl zur 
D iN IE -F rage  sagte.

Bundesrepublik gab nicht 
nach

Sein Dilemma ist das des so­
zialisierenden Theoretikers, des­
sen Ideen sich m it der Realitä t 
nicht vereinbaren lassen. D ie 
argentinische Realitä t ist, w ie 
Frondizi das m it erschütternder 
Offenheit zugegeben hat, daß 
sich das Land am Rand einer 
wirtschaftlichen Katastrophe be­
findet. Sie kann nur durch eine 
gew altige Kraftanstrengung ver­
mieden werden. Aber die eigene 
K ra ft, auch das hat Frondizi 
erkannt und zugegeben, reicht 
a llein  nicht aus. E r  braucht 
H ilfe  des zur Zusammenarbeit 
bereiten Auslandes. Und in die­
ser Richtung hat er seine H off­
nung nicht nur auf die USA, 
sondern vor allem auch auf die 
Bundesrepublik Deutschland ge­
setzt. Soll er sich ihren guten 
W illen  jetzt verscherzen?

D ie Bundesrepublik hat nie 
auf ihre Ansprüche gegenüber 
Argentin ien verzichtet. Von P e ­
rón wurde sie m it hohlen V er­
sprechungen und billigen  Ge­
sten hingehalten. Erst Revolu­
tionsführer General Lonardi 
erk lärte 1955 k lipp und klar, 
daß die Rückgabe des deutschen 
Eigentums eine Ehrenpflicht A r­
gentiniens sei, daß auch dies 
perónistische Unrecht schnell­
stens wiedergutgemacht werden 
müsse. Aber seine deutschfreund­

liche Regierung wurde nach sie­
ben Wochen gestürzt.

Der schlaue Arambtiru
Erst als der Regierung Aram- 

buru das Wasser am Halse 
stand und sie um ein Morato­
rium  ihrer bei e lf europäischen 
Ländern auf 500 M illionen D ol­
la r aufgelaufenen Schulden er­
suchen mußte, kamen die Rück- 
gabeverhandlungen w ieder in  
Fluß. Deutschland w ar m it 200 
M illionen Dollar Argentiniens 
Hauptgläubiger. General Aram- 
buru erklärte sich grundsätzlich 
zu einer B ere in igung der Feind­
eigentumsfrage bereit. Und am 
21. Novem ber 1957, als m it der 
deutschen Unterschrift unter das 
Vertragsw erk die Schuldenstun- 
dung in  K ra ft  trat, erließ Aram- 
buru zwei Gesetze, in denen er 
die Rückgabe des deutschen 
Eigentums verfügte.

A llerdings w ar er so schlau, 
d ie Term ine fü r den komplizier­
ten Rückgabevorgang erst nach 
seiner Ablösung durch eine ver­
fassungsmäßige Regierung zu 
legen. D ie  Leistung —  Stundung 
der Schulden und Eröffnung 
neuer K red ite —  erhielt er so­
fort. Den Pre is dafür —  Rück­
gabe des deutschen Eigentums 
—  sollte sein Nachfolger be­
zahlen. D ie »Schwierigkeiten w a­
ren vorauszusehen.

Ein Vertreter von Frondizis 
eigener Parte i im  Parlament, 
der Abgeordnete Dr. José V. 
L iceaga, stellte den Antrag, die 
fraglichen Aramburu - Gesetze 
über die Rückgabe der D iN IE - 
Betriebe fü rjungü ltig  zu erk lä­
ren. E r hatte damit einen gro­
ßen Publikumserfolg. D ie ge­
samte nationalistische Öffent­
lichkeit klatschte Beifall.

Sie taten sich zusammen
Zu den wenigen Besonnenen, 

die Frondizis Rechtsstandpunkt 
der Achtung internationaler 
Verpflichtungen zu vertreten 
wagten, gehörte —  Liceagas 
Ehefrau Marisa, die m it ihrem 
Gatten nicht nur die Wohnung, 
sondern auch die Abgeordneten­
bank der gleichen Pa rte i teilt. 
Und die tapfere Marisa setzte 
sich durch. Daß Frondizi sie als 
Bundesgenossin gewann, war 
von seinen vielen Sch'achzügen 
bisher vielleicht der genialste»



Strauß über Umgliederuug der Bundeswehr
Begründung: Atomare Ausrüstung der Sowjet-Truppen in Deutschland

Pioniere, Flugabwehr usw. —  
verfügte. Nach dem U rte il der 
M ilitärs is t ein so großer V er­
band aber zu schwer zu führen 
und zuwenig überschaubar. Des­
halb soll in  Zukunft die B ri­
gade m it etwa 3000 bis 4000 
Mann die kleinste selbständige 
Kam pfeinheit sein, die über alle 
Truppenteile verfügt. Dabei soll 
es - zwei Typen  von Brigaden 
geben: bei der einen überwiegen 
die Panzereinheiten, bei der an­
deren die Grenadiereinheiten. 
D ie Divisionen, die als höhere 
Kam pfeinheit bestehenbleiben, 
sollen sich jew eils aus v ie r B ri­
gaden zusammensetzen, und erst 
dem Divisionskommandeur sol­
len taktische Atomwaffen zur 
Verfügung stehen, die er aber 
jew eils nur auf ausdrücklichen 
Befehl des Oberbefehlshabers 
a ller atlantischen Streitkräfte 
einsetzen darf.

Junge Generale für die 
Brigaden

D ie neuen Brigaden sollen den 
modernsten Anforderungen ent­
sprechen. Sie sollen durch M o­
torisierung ein Höchstmaß an 
Beweglichkeit haben und so aus­
gerüstet werden, daß sie not­
fa lls mehrere Tage kämpfen 
können, ohne Nachschub zu er­
halten. An  die Spitze der B r i ­
gaden w ill M inister Strauß m ög­
lichst junge Brigadegenerale 
stellen. Dam it enthüllt sich zu­
gleich das Geheimnis, warum 
er an den letzten Tagen so hef­
t ig  um die Bew illigung von 
mehr als 20 neuen General-sstel- 
len gekämpft hat, die er nun

zwar nicht mehr in diesem Jahr 
bekommt, w ohl aber voraus­
sichtlich 1959.

D ie Umgliederung des Heeres 
soll etwa 1982 abgeschlossen 
sein. Sie führt dazu, daß auch 
die Bataillone und Kompanien 
wesentlich kleiner werden.

Fußball siegte übet Politik
Bonn (dpa). „K ön ig  Fußball" 

hat die Bundestagssitzung ge­
stoppt, erklärten augenzwin­
kernd die in hellen Scharen aus 
dem Plenarsaal strömenden A b ­
geordneten. Eine Viertelstunde 
später bot sich ein nach Bundes­
tagssitzungenungewohntes B ild : 
das Bundestagsrestaurant, wo 
man sonst nach der Sitzung 
Abendbrot ißt, w ar nahezu leer. 
Dagegen versammelten sich die 
Abgeordneten im  parlamentari­
schen Club und an anderen Or­
ten vor dem Bundfunkapparat, 
um „interfraktionell" das Spiel 
Bundesrepublik— Jugoslawien zu 
/erfolgen. O ffiziell hatte der 
Bundestag seine Sitzung so un­
gewöhnlich ze it ig  beendet, w eil 
die Drucksachen zum Bundes­
baugesetz noch nicht vorlägen.: 
D ie Begleitung des Bundeskanz­
lers und sein Fahrer, vor dem 
Radioapparat beim Bundestags­
pförtner versammelt, flehten um 
eine möglichst lange CDU/CSU- 
Vorstandssitzung, d ie Dr. Ade­
nauer leitete. Es w ar allerdings 
nicht sicher, ob nicht der Vor­
stand der größten Regierungs­
partei auch vor dem Rundfunk­
gerät saß.

A t h e n  l e h n t  Z y p e r n - P l a n  a b
Treffen Ksramanlis —Macmillan ohne Türken vorgeschlagen

W . Bonn (Eigenbericht). D ie 
sowjetischen Truppen, die in  
äer Sowjetzone Deutschlands 
stehen, werden nach M itteilung 
von Bundesverteidigungsmini- 
ster Strauß seit geraumer Zeit 
mit Atomwaffen ausgerüstet. 
Strauß nannte diese Tatsache 
als einen wesentlichen Grund 
für die geplante Umgliederung 
der Bundeswehr, die dadurch in  
die Lage  versetzt werden soll, 
einem Angriff m it Atomwaffen 
ebenso stanüzuhalten w ie einem 
Angriff m it gewöhnlichen W a f­
fen. Nach den Angaben des M i­
nisters verfügen die sow jeti­
schen Truppen in  Deutschland 
über mehrere Arten  von A tom ­
kanonen und über gelandegän­
gige Ahschußfahrzeuge fü r 
Atomraketen m it einer Reich­
w eite bis etwa 1500 Kilom eter.

V or der Presse erläuterte 
Strauß den Sinn der Atom be­
waffnung der Bundeswehr und 
der jetzt geplanten U m gliede­
rung ihrer Verbände. E r vertrat 
die Ansicht, daß der Osten auf 
die Dauer nicht von einem A n ­
griff abgehalten werden könne, 
wenn man bei jedem  A ngriff 
vor der W ahl stehe, entweder 
durch den Einsatz von Atom- 
und Wasserstoffbomben den drit­
ten W eltk rieg  auszulösen oder 
aber zu kapitulieren. Denn 
wenn von östlicher Seite ein 
Angriff m it einem begrenzten 
Ziel erfolge, könne man nicht in 
jedem  F a ll m it der Entfesse­
lung eines W eltkrieges antwor­
ten. Deshalb müßten die atlan­
tischen Truppen auch taktische 
Atomwaffen erhalten,- damit 
man auf jeden A ngriff „m it den 
angemessenen M itteln“ antwor­
ten könne, ohne vor der N o t­
wendigkeit zu stehen, unbedingt 
gleich die schwersten Vernich­
tungswaffen einzusetzen.

Die Division ist zu groß
Ebenso w ie Amerika und 

Frankreich ihre Truppen im  
H inblick auf die modernen V er­
nichtungswaffen umgegliedert 
haben, soll nun auch die Bun­
deswehr neu organisiert w er­
den. Bisher w ar die D ivision 
mit fast 20 000 Mann diejenige 
Kampfeinheit, die über a lle not­
wendigen Truppeneinheiten — 
Infanterie, Panzer, A rtillerie ,

Athen (dpa). D ie griechische 
Regierung hat den neuen bri­
tischen Zypern-Plan m it der 
Begründung abgelehnt, daß er 
die schon bestehenden Schwie­
rigkeiten  auf der Insel nur noch 
vergrößern werde. In  einer ver­
söhnlich gehaltenen Antwort 
auf die Vorschläge des bri­
tischen Ministerpräsidenten Mac- 
m illan erklärte sich der grie­
chische M inisterpräsident Kara­
manlis jedoch m it einer per-

sönlichen Begegnung beider R e , 
gjerungschefs einverstanden, 
vorausgesetzt, daß ein solches 
Treffen  auf diplomatischem 
W ege ausreichend vorbereitet 
werde. Eine Dreier-Konferenz 
unter Teilnahme der Türkei, w ie 
sie von Macmillan ebenfalls vor- 
gesehlagen wurde, könne jedoch 
nach Ansicht der griechischen 
Regierung unter den gegenwär­
tigen Umständen nicht zu kon­
struktiven Ergebnissen führen.



B ILD E R  D E R  WOCHE. Oben: Einen herzlichen Empfang bereitete N ew  York dem 
deutschen Bundespräsidenten. Tausende säumten die Straßen, als Prof. Heuss zur 
traditionellen Konfetti-Parade über den Broadway fuhr. — Unten: Historisches Bild- 
dokament: Die beiden auf Befehl Moskaus hingerichteten ungarischen National- 
kommunisten N agy und Maleter bei der Bildung der ungarischen Revolutionsregierimg

am 2. November 1956.


